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Vorher zur Einsicht: 
Herrn Landesamtsdirektor 

 

Gegen die mit Schreiben des Bundeskanzleramtes vom 25. März 2026, Zl. 2026-0.261.434, übermit-

telte, im Betreff genannte Regierungsvorlage bestehen gewichtige Bedenken. Es wird daher ersucht, 

die nachstehende Stellungnahme den Klubs der im Parlament vertretenen Parteien zur Verfügung 

zu stellen. 

 

Einleitend wird darauf hingewiesen, dass das Land Wien diesen Gesetzesentwurf in einem untrenn-

baren Zusammenhang mit der Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG sieht. 

 

Zu Artikel 1 (Änderung des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes) 

 

Zu Z 52 (§ 46a NAG): 

 

Nach dem Vorbild des § 46 Abs. 2 NAG soll es nach § 46a Abs. 7 NAG auch im Fall einer Familienzu-

sammenführung gemäß § 46a NAG möglich sein, nach Durchführung einer Interessenabwägung 

gemäß Art. 8 EMRK einen Aufenthaltstitel quotenfrei zu erteilen. Der*die Antragsteller*in hat einen 

gesonderten Antrag zu stellen, welchen die Behörde als Vorfrage zu behandeln und auf der Grund-

lage des § 11 Abs. 3 NAG zu entscheiden hat. Falls dem Antrag nicht Rechnung getragen wird, hat die 

Behörde gesondert darüber abzusprechen. Ein solcher Antrag ist nur zulässig, wenn gleichzeitig ein 

Antrag in der Hauptfrage auf Familienzusammenführung eingebracht wird oder ein solcher bereits 

anhängig ist. 

 

Die Einführung dieser Regelung wird seitens des Landes Wien unter der Bedingung befürwortet, 

dass eine restriktive Entscheidungspraxis die genannte Bestimmung nicht obsolet macht. Zudem 

wäre es wünschenswert, dass Antragsteller*innen über die Möglichkeit der Stellung eines solchen 

Antrags ausdrücklich und transparent informiert werden - die entsprechende Verankerung einer 

Informationspflicht (zumindest in den Erläuterungen) wird daher angeregt. 
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Auch wenn es im Vergleich zum vorherigen Gesetzesentwurf als Verbesserung zu werten ist, dass 

die Wartefrist für subsidiär Schutzberechtigte von drei auf zwei Jahre verkürzt wurde, vertritt das 

Land Wien die Auffassung, dass auch eine Wartefrist im Ausmaß von zwei Jahren mit Blick auf die 

konkreten Herausforderungen bzw. den konkreten Einzelfall zu beurteilen wäre, da der Rechtspre-

chung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) nicht zu entnehmen ist, dass eine 

Interessenabwägung in sämtlichen Fällen gänzlich unterbleiben kann - was logische Konsequenz 

einer starren Wartefrist ist. Die Rechtsprechung hält lediglich fest, dass eine zweijährige Wartefrist 

zulässig sein kann. Dies bedeutet nicht, dass sie - im Sinne einer starren Regel - jedenfalls zulässig ist. 

 

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) prüfte die Zulässigkeit einer Wartefrist 

von über zwei Jahren etwa im Rahmen seiner Entscheidung zu M. A. v Denmark, 6.697/18, EGMR 

(GK) 9. Juli 2021, und stellte fest, dass bei einer Wartefrist von über zwei Jahren zwingend eine Mög-

lichkeit bestehen müsse, die Umstände des Einzelfalls mit Blick auf Art. 8 EMRK zu prüfen. Da sich 

das genannte Urteil nur auf den Ehegattennachzug bezieht, lassen sich daraus lediglich bedingt 

Rückschlüsse auf die Verhältnismäßigkeit einer Wartefrist ziehen, von der insbesondere Kinder be-

troffen sind. Vor dem Hintergrund des hohen Stellenwerts, den das Kindeswohl in der Rechtspre-

chung einnimmt, ist bei gesetzlich vorgesehenen Fristen, die zu einer gezielten Verzögerung der 

Wiedervereinigung von Kindern mit ihren Eltern oder anderen engen Bezugspersonen (etwa Ge-

schwistern oder ersatzweise fürsorgenden Verwandten) führen, ein deutlich strengerer Prüfungs-

maßstab anzulegen. Angesichts der großen Bedeutung des unmittelbaren persönlichen Kontakts, 

der Risiken einer Entfremdung und der seelischen Belastung, die entsteht, wenn Kinder in einem 

vom Bürgerkrieg geprägten Land ohne Bezugspersonen zurückgelassen werden, ist nicht erkenn-

bar, inwiefern eine bewusst herbeigeführte Trennung von mindestens zwei Jahren durch das allge-

meine Interesse an einer zahlenmäßigen Begrenzung der Familienzusammenführung gerechtfertigt 

sein soll. Im Anwendungsbereich des Art. 8 EMRK betont der EGMR, dass in Fällen mit Kindern be-

sonders auf das Kindeswohl geachtet werden müsse. Der EGMR stellte fest, dass die Konventions-

staaten unter anderem das Alter der Kinder, die Situation in ihren Herkunftsländern und die Abhän-

gigkeit von ihren Eltern miteinbeziehen müssen. Je jünger Kinder sind, desto dringender ist ein 

Nachzug geboten. Diesem Anspruch kann nur Rechnung getragen werden, wenn entweder die ge-

setzliche Wartefrist in Fällen mit betroffenen Kindern grundsätzlich keine Anwendung findet oder 

zumindest die Möglichkeit besteht, im Einzelfall von ihr abzusehen, sofern dies im Hinblick auf das 

Kindeswohl oder das Recht auf Achtung des Familienlebens erforderlich ist. Aktuell sieht der Geset-

zesentwurf lediglich Ausnahmen vom Quotensystem vor. 

 

§ 46a NAG ermöglicht Familienangehörigen, die zu einem späteren Zeitpunkt einreisen als die An-

kerperson, den Erhalt eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot-Karte plus“. 

 

Personen mit diesem Aufenthaltstitel sind weder in der geltenden Grundversorgungsvereinbarung - 

Art. 15a B-VG noch im Wiener Grundversorgungsgesetz verankert und auch nicht im Entwurf der 

überarbeiteten Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG als Zielgruppe vorgesehen. Perso-

nen mit einem solchen Aufenthaltstitel zählen somit nicht zur Zielgruppe der Grundversorgung und 

sind auch nicht anspruchsberechtigt in Bezug auf die bedarfsorientierte Mindestsicherung (BMS), es 

sei denn sie befinden sich in einer Bedarfsgemeinschaft mit einer asylberechtigten Person. Daraus 

ergeben sich offene Fragen hinsichtlich Zuständigkeit und Kostentragung für diese Personengrup-

pe. 
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Nachgeborene Kinder von Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten können nun ebenfalls 

einen Aufenthaltstitel Rot-Weiß-Rot-Karte plus nach § 46a NAG erhalten (ohne Quotenbeschrän-

kung). Dies führt zu ähnlichen Problemen wie bei den Familienzusammenführungen, denn Personen 

mit diesem Aufenthaltstitel sind weder in der geltenden Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a 

B-VG noch im Wiener Grundversorgungsgesetz verankert und auch nicht im Entwurf der überarbei-

teten Grundversorgungsvereinbarung - Art. 15a B-VG als Zielgruppe vorgesehen. Diese Neurege-

lung führt dazu, dass in Österreich geborene Kinder von subsidiär Schutzberechtigten nach den der-

zeitigen Entwürfen unversorgt wären: Sie wären nicht krankenversichert und würden keine Sozial-

leistungen erhalten. Derzeit erhalten jene Kinder Grundversorgung. Familienangehörige von grund-

versorgten Personen sind in der Krankenversicherung nicht mitversichert, sofern sie nicht selbst zur 

Zielgruppe der Grundversorgung gehören. 

 

Es ist davon auszugehen, dass Familienkonstellationen mit unterschiedlichen Anspruchsberechti-

gungen auftreten werden, beispielsweise: Mutter mit subsidiärem Schutz mit Anspruch auf Grund-

versorgung und Kind mit „Rot-Weiß-Rot-Karte plus“ ohne Anspruch auf Grundversorgung oder be-

darfsorientierte Mindestsicherung. Für folgende bislang über die bedarfsorientierte Mindestsiche-

rung und die Grundversorgung versorgte Personen entsteht künftig eine Versorgungslücke: 

 

Familiennachzug und nachgeborene Kinder von Asylberechtigten mit „Rot-Weiß-Rot-Karte plus“ 

nach § 46a NAG: 

BMS-Bedarfsgemeinschaft mit asylberechtigter Person 

kein Anspruch auf Grundversorgung 

 

Familiennachzug und nachgeborene Kinder von subsidiär Schutzberechtigten mit „Rot-Weiß-Rot- 

Karte“ plus nach § 46a NAG 

kein Anspruch auf BMS 

kein Anspruch auf Grundversorgung 

 

Es wird eindrücklich darauf hingewiesen, dass somit schwerwiegende Versorgungslücken vorliegen 

werden. Es kann nicht allein Aufgabe des Landes Wien sein, für die Versorgung dieser Zielgruppen 

aufzukommen. 

 

Personen mit einer neuen „Rot-weiß-Rot- Karte Plus“ nach § 46a NAG können nach fünf Jahren Auf-

enthalt als „dauerhaft, tatsächlich und rechtmäßig seit fünf Jahren in Österreich aufhältige Dritt-

staatsangehörige“ im Sinne des § 5 Abs. 2 Z 4 des Wiener Mindestsicherungsgesetzes, LGBl. 

Nr. 38/2010 in der Fassung LGBl. Nr. 65/2025, Ansprüche auf Leistungen der Wiener Mindestsiche-

rung erwerben. Da jedoch keine Berechtigung auf Grundversorgungsleistungen für diese Personen-

gruppe beabsichtigt ist, diese Personen aber wahrscheinlich häufig Teil von bereits bestehenden 

Bedarfsgemeinschaften nach dem Wiener Mindestsicherungsgesetz sind, ist davon auszugehen, 

dass Mehrkosten für das Land Wien im Rahmen der Mindestsicherung bzw. Sozialhilfe entstehen 

werden. 

 

Österreich bekannte sich mit der Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen von 

1989 über die Rechte des Kindes (UN-Kinderrechtskonvention) zur Gewährleistung umfassender 

Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechte von Kindern. Zahlreiche Inhalte der UN-

Kinderrechtskonvention werden durch die im Zuge des Gesetzesvorhabens entstehende Versor-

gungslücke verletzt, wie etwa der Zugang zur Gesundheitsvorsorgung (Art. 24), das Recht auf sozia-



 

 

Seite 4/5 

 

Verkehrsanbindung: Linie U2, Station Rathaus, Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 - 15.30 Uhr 

le Sicherheit (Art. 26) sowie angemessene Lebensbedingungen und Unterhalt (Art. 27). Von der dro-

henden Versorgungslücke besonders betroffen sind Kinder mit Behinderungen, welchen Art. 23 der 

UN-Kinderrechtskonvention einen besonderen Förderbedarf zuerkennt. 

 

Seit dem Jahr 2011 sind zentrale Teile der UN-Kinderrechtskonvention im Bundesverfassungsgesetz 

über die Rechte von Kindern, BGBl. I Nr. 4/2011, festgeschrieben. Eine Beschränkung der darin ge-

währleisteten Rechte und Ansprüche ist nach Art. 7 nur zulässig, insoweit sie gesetzlich vorgesehen 

ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft für die nationale Sicher-

heit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der 

Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit oder zum 

Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. Gegenständlich ist kein Tatbestand ersicht-

lich, welcher die massiven Einschränkungen der genannten Kinderrechte zu rechtfertigen vermag. 

 

Wie den Erläuterungen zu entnehmen ist, kann das Einreiseverfahren gemäß § 35 AsylG 2005 der 

Einschätzung des Bundes nach auf Grund der Vorgaben des gemeinsamen europäischen Asylsys-

tems nicht länger aufrechterhalten bleiben. Dem nationalen Gesetzgeber sei es verwehrt, Familien-

angehörigen von Flüchtlingen, die unter die Familienzusammenführungsrichtlinie fallen und keine 

eigenen Fluchtgründe vorweisen würden, einen internationalen Schutzstatus zu gewähren, sondern 

es sei die Erteilung eines - nicht mit einem Schutzstatus verbundenen - Aufenthaltstitels vorzusehen. 

 

Die Argumentation des Gesetzgebers für die Notwendigkeit dieser Änderung basiert auf Art. 3 Z 9 

der Status-Verordnung (EU) 2024/1347: 

 

„Familienangehörige“ = die folgenden Mitglieder der Familie der Person, der internationaler Schutz 

gewährt wurde, die sich im Zusammenhang mit dem Antrag auf internationalen Schutz im Hoheits-

gebiet desselben Mitgliedstaats aufhalten, sofern die Familie bereits vor der Ankunft des Antragstel-

lers im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten bestanden hat.“ 

 

Laut Ansicht des Bundesgesetzgebers fallen unter Familienangehörige nach der Status-Verordnung 

nur Personen, bei denen die Familieneigenschaft bereits vor der Ankunft der Bezugsperson im Ho-

heitsgebiet bestanden hat und die Bezugsperson mit dem*der Familienangehörigen gleichzeitig ins 

Hoheitsgebiet einreist. Nur diesen Familienangehörigen könne der Status asylberechtigt bzw. sub-

sidiär schutzberechtigt gewährt werden. Mangels Günstigkeitsklausel könne der Anwendungsbe-

reich der Status-Verordnung nicht auf Angehörige, auf die dies nicht zutrifft, ausgeweitet werden. 

 

Da die Status-Verordnung jedoch nicht wortwörtlich auf eine gleichzeitige Einreise abstellt, wird die 

zwingende Notwendigkeit dieser Regelung seitens des Landes Wien in Frage gestellt. Es ist nämlich 

denkbar, dass der europäische Gesetzgeber die Wortfolge „in Zusammenhang mit dem Antrag“ wei-

ter definiert als der geplante Entwurf es vorsieht. 

 

Die Auslegung der genannten Bestimmung hat weitreichende Konsequenzen und sollte daher sorg-

sam durchdacht und belegt werden. Familienangehörigen nach der Status-Verordnung stehen die in 

den Art. 25 bis 32, 34 und 35 der Verordnung genannten Rechte zu. So haben sie etwa unter densel-

ben Voraussetzungen wie Staatsangehörige des ihnen internationalen Schutz gewährenden Mit-

gliedstaats Zugang zu medizinischer Versorgung (Art. 32 Abs. 1 der Status-Verordnung). 
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Dass in Österreich nachgeborene Kinder von Asylberechtigten und subsidiär Schutzberechtigten 

ebenfalls in das Regime des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes verlagert werden, erscheint 

nicht nachvollziehbar. Dem europäischen Gesetzgeber kann nicht unterstellt werden, dass nachge-

borene Kinder von Personengruppen, die unter den Schutz der die Status-Verordnung fallen, nicht 

dieselben Vorteile genießen und ihnen insofern kein internationaler Schutzstatus, sondern lediglich 

ein Aufenthaltstitel zu gewähren ist. Die Zulässigkeit dieser Benachteiligung nachgeborener Kinder 

wird ausdrücklich in Frage gestellt, da sie zu absurden Konstellationen führt: So würde etwa ein min-

derjähriges Kind, das gleichzeitig mit der Ankerperson einreist, einen internationalen Schutzstatus 

erhalten, ein nachgeborenes Kind fällt hingegen unter das Regelungsregime des Niederlassungs- 

und Aufenthaltsgesetzes. Die Vereinbarkeit dieser Ungleichbehandlung mit Art. 2 der UN-

Kinderrechtskonvention (Diskriminierungsverbot) erscheint in diesem Zusammenhang höchst frag-

würdig. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag. Erwin Streimelweger 

Senatsrat 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. Bundeskanzleramt 

(zur Zahl: GZ 2026-0.261.434) 

3. Bundesministerium für Inneres 

(zur Zahl: GZ 2025-1.068.162) 

4. alle Ämter der Landesregierungen 

5. Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. MA 35 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

(zur Zahl: MA 35 - A04-473525-2026) 

7. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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